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Ergänzende Bedingungen der Energie und Versorgung Butzbach GmbH zu der Verord-
nung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden 
und die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrund-
versorgungsverordnung - StromGVV) 
 
1. Erweiterung und Änderung von Anlagen und 

Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten, § 7 
StromGVV. 

Ändert oder erweitert der Kunde bestehende elekt-
rische Anlagen oder möchte er zusätzliche Ver-
brauchsgeräte anschließen, so hat er dies dem 
Grundversorger vor Inbetriebnahme schriftlich mit-
zuteilen, soweit sich durch die Änderung der Strom-
verbrauch erheblich erhöht. Der Kunde hat sich in 
Zweifelsfällen an den Grundversorger zu wenden, 
der Listen mit meldungspflichtigen Verbrauchsge-
räten und Anträge bereithält.  
 

2. Abrechnung, § 12 StromGVV 

2.1 Der Verbrauch des Kunden wird jährlich festgestellt 
und abgerechnet (Jahresabrechnung). Abrech-
nungszeitraum ist das Kalenderjahr. Endet die Be-
lieferung des Kunden vor Ablauf des Abrechnungs-
zeitraums, erstellt der Grundversorger nach Maß-
gabe des § 40 Abs. 4 EnWG eine Schlussrech-
nung. 
 

2.2 Der Kunde hat das Recht, eine kostenpflichtige mo-
natliche, vierteljährliche oder halbjährliche Abrech-
nung zu wählen, die auf Grundlage einer gesonder-
ten Vereinbarung mit dem Grundversorger erfolgt. 
Hierfür berechnet der Grundversorger dem Kunden 
ein zusätzliches Entgelt pro Abrechnung gemäß 
Preisblatt (Anlage 1). Bei einer monatlichen Ab-
rechnung entfällt das Recht des Grundversorgers 
monatliche Abschläge zu verlangen. 

 
2.3 Mit der Erstellung der Abrechnung für den Abrech-

nungszeitraum wird die Differenz zwischen den ge-
leisteten Abschlagszahlungen und dem Rech-
nungsbetrag ermittelt und nachberechnet oder gut-
geschrieben. Guthaben des Kunden werden auf die 
der Abrechnung folgenden Forderung (z. B. Ab-
schlagsforderung) angerechnet. Fällt die Abrech-
nung mit der Beendigung des Vertrages zusam-
men, werden Guthaben auf die Schlussrechnung 
angerechnet. Verbleibende Guthaben werden aus-
gekehrt. 

 
3. Abschlagszahlungen, § 13 StromGVV 

Der Grundversorger erhebt je Jahr 11 monatliche 
gleiche Abschlagszahlungen. Die Höhe dieser Ab-
schlagszahlungen wird anteilig für den Zeitraum der 
Abschlagszahlung entsprechend dem Verbrauch 
im zuletzt abgerechneten Zeitraum berechnet. Ist 
eine solche Berechnung nicht möglich, so bemisst 
sich die Abschlagszahlung nach dem durchschnitt-
lichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Im Fall ei-
ner monatlichen Abrechnung nach Ziffer 2.2 erhebt 
der Grundversorger keine Abschlagszahlungen.  
 

4. Vorauszahlung und Vorkassensysteme, § 14 
StromGVV 

Kommt ein Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen 
gegenüber dem Grundversorger nicht oder nicht 
rechtzeitig nach oder besteht Grund zu der An-
nahme, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflich-
tungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen 
wird, ist der Grundversorger wahlweise berechtigt, 
Vorauszahlung der Abschlagsbeträge zu verlangen 

oder auf Kosten des Kunden bei diesem einen Bar-
geld-, Chipkartenzähler oder sonstige vergleich-
bare Vorkassensysteme einzurichten. 
 

5. Zahlungsweise, § 16 Abs. 2 StromGVV 

5.1 Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen 
wahlweise durch 

1. SEPA-Basislastschriftmandat 
2. Dauerauftrag 
3. Überweisung inkl. Bareinzahlung auf das 

Konto des Grundversorgers  
4. SEPA-Firmenlastschriftmandat 
5. Barzahlung 
zu leisten.  

 
5.2 Rechnungsbeträge und Abschläge sind so zu ent-

richten, dass für den Grundversorger keine zusätz-
lichen Kosten entstehen. Maßgeblich für die recht-
zeitige Einhaltung der Fälligkeitstermine ist der Ein-
gang der Zahlung beim Grundversorger bzw. der 
Zeitpunkt der Gutschrift auf dem Konto des Grund-
versorgers.  
 

6. Zahlung und Verzug, § 17 StromGVV 

6.1 Rechnungen des Grundversorgers werden zwei 
Wochen nach Zugang fällig. Abschlagszahlungen 
werden zu dem vom Grundversorger nach billigem 
Ermessen (§ 315 BGB) festgelegten Zeitpunkt fäl-
lig, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang 
der erstmaligen Zahlungsaufforderung (z. B. Ab-
schlagsplan).  

 
6.2 Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann 

der Grundversorger angemessene Maßnahmen 
zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen; for-
dert der Grundversorger erneut zur Zahlung auf o-
der lässt der Grundversorger den Betrag durch ei-
nen Beauftragten einziehen, stellt der Grundversor-
ger dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten 
pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1) in Rechnung. 
Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen; die pauschale Berech-
nung muss einfach nachvollziehbar sein und darf 
den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu er-
wartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Kun-
den ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kos-
ten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer 
als die Höhe der Pauschale. 
 

7. Unterbrechung der Versorgung, § 19 StromGVV 

7.1 Die Kosten aufgrund der berechtigten Unterbre-
chung der Grundversorgung sowie der Wiederher-
stellung der Grundversorgung sind vom Kunden zu 
ersetzen. Die entstehenden Kosten werden dem 
Kunden pauschal gemäß Preisblatt (Anlage 1) in 
Rechnung gestellt. Auf Verlangen des Kunden ist 
die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pau-
schale Berechnung muss einfach nachvollziehbar 
sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. 
Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, sol-
che Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich 
geringer als die Höhe der Pauschale. 
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7.2 Die Wiederherstellung der Grundversorgung erfolgt 
nur, wenn die Bezahlung der Unterbrechungs- und 
Wiederherstellungskosten erfolgt ist und die 
Gründe für die Unterbrechung entfallen sind. 
 

7.3 Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder 
Wiederherstellung der Versorgung trotz ordnungs-
gemäßer Termins- und Ersatzterminankündigung 
unmöglich, kann der Grundversorger die dadurch 
zusätzlich entstehenden Kosten pauschal gemäß 
Preisblatt (Anlage 1) berechnen, es sei denn, der 
Kunde hat die Umstände, die zur Entstehung dieser 
Kosten geführt haben, nicht zu vertreten. Auf Ver-
langen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss 
einfach nachvollziehbar sein und darf den nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem 
der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht 
entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe 
der Pauschale. 

 
8. Kündigung, § 20 StromGVV 

8.1 Die Kündigung des Stromgrundversorgungsvertra-
ges durch den Kunden bedarf der Textform und soll 
wenigstens folgende Angaben enthalten: 
• Kundennummer oder Marktlokations-ID 
• Zählernummer 
• Rechnungsanschrift für die Schlussrechnung 

(sofern abweichend von bisheriger Anschrift) 
 
9. Datenschutz / Datenaustausch mit Auskunf-

teien / Widerspruchsrecht 

9.1 Verantwortlicher für die Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten im Sinne der Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) ist: Energie und Ver-
sorgung Butzbach GmbH, Himmrichsweg 2, 35510 
Butzbach, Fax-Nr. 06033 995-430, E-Mail 
info@evb-butzbach.de, Telefon: 06033 995-400. 

 
9.2 Der/Die Datenschutzbeauftragte des Grundversor-

gers steht dem Kunden für Fragen zur Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten unter Energie 
und Versorgung Butzbach GmbH, Beatrice Freitag, 
Himmrichsweg 2, 35510 Butzbach, Fax-Nr. 06033 
995-430, E-Mail info@evb-butzbach.de, Telefon: 
06033 995-400 zur Verfügung. 

 
9.3 Der Grundversorger verarbeitet personenbezogene 

Daten des Kunden (insbesondere die Angaben des 
Kunden im Zusammenhang mit dem Vertrags-
schluss) zur Begründung, Durchführung und Been-
digung des Energieliefervertrages sowie zum Zwe-
cke der Direktwerbung und der Marktforschung 
nach Maßgabe der einschlägigen datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen (z. B. des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), insbesondere § 31 
BDSG), des Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG) 
sowie auf Grundlage der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO), insbesondere Art. 6 Abs. 1 
lit. b) und f). Zum Zwecke der Entscheidung über 
die Begründung, Durchführung oder Beendigung 

eines Energieliefervertrages verarbeitet der Grund-
versorger Wahrscheinlichkeitswerte für das zukünf-
tige Zahlungsverhalten des Kunden (sog. Bonitäts-
Scoring); in die Berechnung der Wahrscheinlich-
keitswerte fließen unter anderem die Anschriften-
daten des Kunden ein. Der Grundversorger behält 
sich zudem vor, personenbezogene Daten über 
Forderungen gegen den Kunden bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 31 BDSG, Art. 6 lit. b) o-
der f) DSGVO an Auskunfteien zu übermitteln. 

 
9.4 Eine Offenlegung der personenbezogenen Daten 

des Kunden erfolgt – im Rahmen der in Ziffer 9.3 
genannten Zwecke – ausschließlich gegenüber fol-
genden Empfängern bzw. Kategorien von Empfän-
gern: Der betroffenen Person selbst bei entspre-
chendem Identitätsnachweis sowie Personen mit 
gültigen Vollmachten. 

 
9.5 Die personenbezogenen Daten des Kunden wer-

den zur Begründung, Durchführung und Beendi-
gung eines Energieliefervertrages und zur Wah-
rung der gesetzlichen Archivierungs- und Aufbe-
wahrungspflichten (z. B. § 257 HGB, § 147 AO) so-
lange gespeichert, wie dies für die Erfüllung dieser 
Zwecke erforderlich ist. Zum Zwecke der Direktwer-
bung und der Marktforschung werden die perso-
nenbezogenen Daten des Kunden solange gespei-
chert, wie ein überwiegendes rechtliches Interesse 
des Grundversorgers an der Verarbeitung nach 
Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestim-
mungen besteht, längstens jedoch für eine Dauer 
von zwei Jahren über das Vertragsende hinaus. 

 
9.6 Der Kunde hat gegenüber dem Grundversorger 

Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Ein-
schränkung der Verarbeitung und Datenübertrag-
barkeit nach Maßgabe der einschlägigen gesetzli-
chen Bestimmungen, insbesondere nach Art. 15 
bis 20 DSGVO. 

 
9.7 Der Kunde kann jederzeit der Verarbeitung seiner 

Daten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der 
Marktforschung gegenüber dem Grundversorger 
widersprechen. Telefonische Werbung durch den 
Grundversorger erfolgt bei Verbrauchern nur mit 
vorheriger ausdrücklicher Einwilligung des Kunden, 
bei Gewerbekunden nur mit zumindest mutmaßli-
cher Einwilligung des Kunden. 

 
9.8 Der Kunde hat das Recht, sich bei der zuständigen 

Aufsichtsbehörde zu beschweren, wenn er der An-
sicht ist, dass die Verarbeitung der ihn betreffenden 
personenbezogenen Daten gegen datenschutz-
rechtliche Bestimmungen verstößt. 

 
10. Inkrafttreten 

Diese Ergänzenden Bedingungen treten am 
01.01.2019 in Kraft und ersetzen die Ergänzenden 
Bedingungen vom 01.01.2017. 

 
 
Anlage 1: Preisblatt  
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Anlage 1 
 

Preisblatt zu den Ergänzenden Bedingungen zur StromGVV 
Gültig ab: 01.01.2019 

 

I. Zu 2. der Ergänzenden Bedingungen (Abrechnung, § 12 StromGVV)  

• Monatliche, viertel- oder halbjährliche Abrechnung 
je Abrechnung (Jahresabrechnung im allgemeinen 
Preis enthalten) € 14,88 

II. Zu 4. der Ergänzenden Bedingungen (Vorauszahlung und Vorkassensystem, § 14 

StromGVV) 

• Einbau Vorkassensystem nach Aufwand 

III.  Zu 6. der Ergänzenden Bedingungen (Verzug, § 17 StromGVV) 

• Mahnkosten pro Mahnschreiben  € 4,00 
• Zahlungseinzug durch Beauftragten € 0,00 

 

IV. Zu 7. der Ergänzenden Bedingungen (Unterbrechung der Versorgung, 

§ 19 StromGVV) 

• Unterbrechung der Versorgung €   68,70 
• Wiederherstellung der Versorgung   

- während der üblichen Geschäftszeit des Netzbetreibers €   81,75 
- außerhalb der üblichen Geschäftszeit € 163,51 

 

Die Wiederherstellung des Anschlusses wird von der vollständigen Bezahlung der 
durch die Versorgungsunterbrechung und -wiederherstellung entstandenen Kosten ab-
hängig gemacht.  

 
• Vom Kunden verschuldete Unmöglichkeit der Durchfüh-

rung von Unterbrechung oder Wiederherstellung der 
Versorgung, trotz ordnungsgemäßer Terminankündi-
gung  € 81,75 

 
Bei Zahlungsverzug gilt der gesetzliche Verzugszinssatz gemäß § 288 BGB in der je-
weils gesetzlich vorgeschriebenen Höhe. 
 
In den vorgenannten Beträgen – mit Ausnahme der Kosten in Folge von Zahlungsver-
zug (Mahnung, Zahlungseinzug durch Beauftragten, Unterbrechung der Versorgung) – 
ist die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich festgelegten Höhe (derzeit 19 %) enthal-
ten. 


